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Vorgaben der EU-
Energieeffizienzrichtlinie
Die Europäische Union strebt an, bis zum 
Jahr 2030 die Treibhausgasemissionen 
(THG) um mindestens 55 Prozent gegen-
über 1990 zu senken und bis 2050 kli-
maneutral zu sein. Dies soll zum einen 
durch den beschleunigten Ausbau von 
erneuerbaren Energien, zum anderen 
auch durch die Erhöhung der Energieeffi-
zienz erreicht werden. Die novellierte 
Energieeffizienzrichtlinie (EED, Richtli-
nie (EU) 2023/1791 des Europäischen 
Parlaments und des Rates zur Energieef-
fizienz und zur Änderung der Verord-
nung (EU) 2023/955, vom 13. Septem-
ber 2023, ABl. L 231 S. 1) verpflichtet die 
Mitgliedstaaten zu entsprechenden Ein-
sparungen. So müssen die Mitgliedstaa-
ten gemeinsam dafür sorgen, dass der 
Energieverbrauch auf EU-Ebene bis 2030 
um mindestens 11,7 Prozent sinkt (im 
Vergleich zu den Prognosen für 2020). 

Der bereits in der „alten“ Energieeffi-
zienzrichtlinie (Richtlinie 2012/27/EU) 

verankerte Grundsatz „Energieeffizienz 
an erster Stelle“ wird im novellierten Re-
gelwerk durch Artikel 3 EED mit konkre-
ten Anforderungen unterlegt. So müssen 
die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass 
Energieeffizienzlösungen bei Planungs-, 
Politik- und größeren Investitionsent-
scheidungen in Höhe von jeweils mehr 
als 100.000.000 Euro bzw. 175.000.000 
Euro im Falle von Verkehrsinfrastruktur-
projekten nicht nur in Bezug auf Energie-
systeme bewertet werden, sondern auch 
andere Sektoren betrachtet werden, so-
fern diese Sektoren Auswirkungen auf 
den Energieverbrauch und die Energieef-
fizienz haben. Die Richtlinie zählt hier 
beispielhaft Gebäude, Verkehr, Wasser, 
Informations- und Kommunikationstech-
nologie, Landwirtschaft und Finanzen 
auf.

Artikel 8 EED verpflichtet jeden Mit-
gliedstaat dazu, den jährlichen Endener-
gieverbrauch in den Jahren 2024 und 
2025 um 1,3 Prozent zu senken (gemit-
telt über den jüngsten Dreijahreszeit-
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INHALT Bundestag verabschiedet 
Energieeffizienzgesetz 
Der Bundestag hat am 21. September 2023 das „Gesetz zur Steigerung der Energie-
effizienz“ (Energieeffizienzgesetz – EnEfG) in der vorgelegten Ausschussfassung ver-
abschiedet. Ziel des Gesetzes ist es, Energieeffizienzziele festzulegen und für den 
Bund, die Länder und öffentliche Stellen die Höhe der jährlich zu erbringenden 
Energieeinsparungen vorzugeben. Zudem werden konkrete Regelungen für Unter-
nehmen und Rechenzentren getroffen. Das neue Gesetz dient insbesondere auch 
dazu, die Anforderungen aus der novellierten EU-Energieeffizienzrichtlinie umzu-
setzen und die Einhaltung der europäischen Zielvorgaben zu gewährleisten. Im Ver-
gleich zum Regierungsentwurf vom 19. April 2023 wurden im Ausschuss zahlreiche 
Änderungen vorgenommen. 
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raum vor dem 1. Januar 2019). Für 2026 
und 2027 erhöht sich die Einsparver-
pflichtung auf 1,5 Prozent, für die Jahre 
2028 bis 2030 auf 1,9 Prozent. Da dem 
öffentlichen Sektor eine Vorreiterrolle im 
Bereich der Energieeffizienz zukommt, 
ist der Gesamtendenergieverbrauch aller 
öffentlichen Einrichtungen jährlich um 
mindestens 1,9 Prozent gegenüber dem 
Jahr 2021 zu vermindern, Artikel 5 EED. 
Die Mitgliedstaaten können den öffentli-
chen Verkehr oder die Streitkräfte von 
dieser Verpflichtung ausnehmen.

Zudem gilt diese 1,9-Prozent-Ver-
pflichtung bis Ende 2026 nicht für öffent-
liche Einrichtungen in Gemeinden mit 
weniger als 50.000 Einwohnern und bis 
Ende 2029 nicht für Gemeinden mit we-
niger als 5.000 Einwohnern.

Weiter schreibt die novellierte Richtli-
nie in Artikel 6 EED vor, dass jährlich min-
destens drei Prozent der Gesamtfläche be-
heizter und/oder gekühlter Gebäude, die 
sich im Eigentum öffentlicher Einrichtun-
gen befinden, renoviert werden, um sie 
mindestens zu Niedrigstenergiegebäuden 
oder Nullemissionsgebäuden umzubauen. 
Die Drei-Prozent-Quote berechnet sich 
aus der Gesamtfläche von Gebäuden mit 
einer Gesamtnutzfläche von mehr als 250 
m², die sich im Eigentum öffentlicher Ein-
richtungen befinden und die am 1. Januar 
2024 keine Niedrigstenergiegebäude sind.

Die neue EU-Energieeffizienzrichtli-
nie macht auch Vorgaben zur Einrichtung 
eines Energiemanagementsystems bzw. 
Energieaudits (Artikel 11 EED). Unter-
nehmen mit einem durchschnittlichen 
jährlichen Energieverbrauch von mehr 
als 85 Terajoule müssen spätestens am 
11. Oktober 2027 über ein Energiema-
nagementsystem verfügen. Unterneh-
men mit einem Energieverbrauch von 
mehr als zehn Terajoule pro Jahr, die über 
kein Energiemanagementsystem verfü-
gen, müssen spätestens bis zum 11. Okto-
ber 2026 einem Energieaudit unterzogen 
werden. Das Energieaudit ist mindestens 
alle vier Jahre zu wiederholen.

Für Rechenzentren mit einem Strom-
bedarf für die installierte Informations-
technologie von mindestens 500 kW 
führt die Richtlinie Informationspflichten 
ein, die spätestens ab dem 15. Mai 2024 

einzuhalten sind. Eigentümern und Be-
treibern von Rechenzentren mit einem 
Strombedarf von mindestens einem MW 
sollen zudem „die bewährten Verfahren 
berücksichtigen, die in der neuesten Fas-
sung des EU-Verhaltenskodex für die 
Energieeffizienz von Rechenzentren an-
gegeben sind“.

Regelungen des deutschen 
Energieeffizienzgesetzes
Die Regelungen des Energieeffizienzge-
setzes sollen die Vorgaben der novellier-
ten europäischen Energieeffizienzrichtli-
nie in deutsches Recht umsetzen. Gemäß 
§ 1 EnEfG zielt das Gesetz darauf ab, die 
„Energieeffizienz zu steigern und da-
durch zur Reduzierung des Primär- und 
des Endenergieverbrauchs sowie des Im-
ports und Verbrauchs von fossilen Ener-
gien, zur Verbesserung der Versorgungs-
sicherheit und zur Eindämmung des 
weltweiten Klimawandels beizutragen“. 
Zugleich wird aber auch hervorgehoben, 
dass damit die Erfüllung der nationalen 
Energieeffizienzziele und die Einhaltung 
der europäischen Zielvorgaben gewähr-
leistet werden sollen.

Im Vergleich zum Regierungsent-
wurf, der am 19. April 2023 in das Ge-
setzgebungsverfahren eingebracht wur-
de, wurden noch verschiedene Ände-
rungen und Ergänzungen vorgenom-
men. Hierzu heißt es in der 
Bundestagsdrucksache 20/7632 (Be-
schlussempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Klimaschutz und Ener-
gie): Der Gesetzentwurf wurde durch 
den Änderungsantrag der Fraktionen 
SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
FDP insbesondere dahingehend geän-
dert und ergänzt, dass 
∎ als konkretes Ziel für die Verringe-

rung des Endenergieverbrauchs auf 
das Jahr 2045 abgestellt wird, 

∎ der Anwendungsbereich und die Aus-
nahmen für Rechenzentren angepasst 
sowie der Grenzwert für den maßgeb-
lichen Energieverbrauch angehoben 
wurde, 

∎ die Energieverbrauchseffektivität von 
Rechenzentren verbessert werden 
soll, 

∎ die Einsparpflicht der Länder abge-

senkt und konkretisiert wurde, 
∎ der Schwellenwert für verpflichtende 

Energie- oder Umweltmanagement-
systeme für Unternehmen abgesenkt 
sowie 

∎ die Möglichkeit geschaffen wurde, ein 
gebündeltes Verfahren für Informati-
onspflichten zu etablieren.

Die diese Änderungen beinhaltende Aus-
schussfassung des Energieeffizienzgeset-
zes wurde vom Bundestag verabschie-
det; es tritt am Tag nach seiner Verkün-
dung in Kraft. Die wesentlichen Inhalte 
des Gesetzes sollen nachfolgend vorge-
stellt werden.

Energieeffizienzziele
§ 4 EnEfG legt Energieeffizienzziele für 
den End- und den Primärenergiever-
brauch fest. Unverändert gegenüber dem 
Regierungsentwurf werden in Absatz 1 
folgende Reduktionsziele bis 2030 vorge-
geben:
∎ Senkung des Endenergieverbrauchs 

im Vergleich zum Jahr 2008 bis zum 
Jahr 2030 um mindestens 26,5 Pro-
zent auf einen Endenergieverbrauch 
von 1.867 Terawattstunden,

∎ Senkung des Primärenergiever-
brauchs im Vergleich zum Jahr 2008 
bis zum Jahr 2030 um mindestens 
39,3 Prozent auf einen Primärener-
gieverbrauch von 2.252 Terawatt-
stunden.

Die genannten Zielvorgaben für das Jahr 
2030 entsprechen dem deutschen Bei-
trag zur Erfüllung der EU-Energieeffizi-
enzrichtlinie. 

Für den Zeitraum nach 2030 wird an-
gestrebt, den Endenergieverbrauch bis 
zum Jahr 2045 um 45 Prozent gegenüber 
2008 zu senken (Absatz 2) – der Regie-
rungsentwurf sprach hier noch etwas 
ambitionierter von „mindestens 45 Pro-
zent“. Auch auf das dort formulierte Zwi-
schenziel für das Jahr 2040 (Senkung um 
mindestens 39 Prozent) wurde verzich-
tet, was „einer Flexibilisierung des Ziel-
pfads bis 2045“ dienen soll. Ebenso ge-
strichen wurden die Zielvorgaben für die 
Senkung des Primärenergieverbrauchs 
nach 2030.
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Die festgelegten Energieeinspargrö-
ßen sollen im Jahr 2027 überprüft und 
dem Deutschen Bundestag einen Bericht 
zur Fortschreibung der Energieeffizienz-
ziele für den Zeitraum nach 2030 vorge-
legt werden. 

Ergänzt werden die Regelungen des 
§ 4 EnEfG nun durch einen neue aufge-
nommenen Absatz 4, welcher es der 
Bundesregierung erlaubt, die Erreichung 
der in Absatz 1 festgelegten Energieeffizi-
enzziele „bei außergewöhnlichen und 
unerwarteten konjunkturellen Entwick-
lungen oder außergewöhnlichen und un-
erwarteten Bevölkerungsentwicklungen“ 
anzupassen. 

Einsparung von Endenergie
§ 5 EnEfG dient der Umsetzung der 
„Einsparverpflichtung“ aus nach Artikel 
7 bis Artikel 7b der Richtlinie (EU) 
2018/2002. Die Gesetzesbegründung 
zum Regierungsentwurf führt hierzu 
aus: „Es handelt sich dabei nicht um ei-
ne Reduktionsverpflichtung, sondern 
um eine bloße Verpflichtung zum Erlass 
von Maßnahmen zur Einsparung von 
Endenergie, deren Zweck es ist, zu den 
übergreifenden Reduktionszielen bei-
zutragen. Dazu zählt insbesondere auch 
der Emissionshandel, soweit die EED 
eine Anrechnung zulässt. Ziel der Rege-
lung ist die gesetzliche Festlegung, dass 
Bund und Länder Maßnahmeninstru-

mente erlassen, deren Wirkungen in ih-
rer Gesamtsumme den künftig erwart-
baren EU-Einsparvorgaben entspre-
chen“.

Gemäß § 5 Absatz 1 EnEfG hat der 
Bund vom 1. Januar 2024 bis zum 31. De-
zember 2030 mittels strategischer Maß-
nahmen jährlich neue Endenergieeinspa-
rungen in Höhe von jeweils mindestens 
45 Terawattstunden zu bewirken.

In § 5 Absatz 2 EnEfG werden auch die 
Länder zu entsprechenden Einsparun-
gen verpflichtet. Der Entwurf sah vor, 
dass die Länder gemeinsam mittels stra-
tegischer Maßnahmen jährlich neue End-
energieeinsparungen in Höhe von jeweils 
mindestens fünf Terawattstunden ein-
sparen. Diese Einsparpflicht wurde nun 
auf drei Terawattstunden gesenkt. Be-
gründet wird dies damit, dass die Länder 
nur begrenzte Möglichkeiten für eigene 
Einsparmaßnahmen haben. Zugleich 
wird nun auch vorgegeben, dass die stra-
tegischen Maßnahmen der Länder auf 
die Bereiche Information, Beratung, Bil-
dung und Förderung konzentriert wer-
den sollen.

Der Anteil jedes einzelnen Landes an 
der Endenergieeinsparung sowie die zu 
erreichenden Endenergieeinsparungen 
jedes einzelnen Landes in Terawatt-
stunden wird in Anlage 1 festgelegt. 
Aufgrund der Absenkung des Einspar-
werts auf drei Terawattstunden wurden 

hier die von den Ländern zu erreichen-
den Endenergieeinsparungen entspre-
chend angepasst.

Einsparverpflichtung öffentlicher 
Stellen
Unverändert übernommen wurden die 
Regelungen zu den Einsparverpflichtun-
gen öffentlicher Stellen in § 6 EnEfG, Ab-
sätze 1 bis 6. Öffentliche Stellen auf Bun-
desebene mit einem jährlichen Gesam-
tendenergieverbrauch von einer Giga-
wattstunde oder mehr sind verpflichtet, 
ihren Endenergieverbrauch um zwei 
Prozent pro Jahr bis zum Jahr 2045 zu 
senken. Als Referenz werden die End-
energieverbräuche aus dem jeweiligen 
Vorjahr herangezogen. Bei Verfehlung 
des Ziels muss die Menge der nicht er-
brachten Einsparung in den zwei jeweili-
gen Folgejahren eingespart werden. 
Überschreiten die Einsparungen das Ziel 
in einem Jahr, können die zu viel erbrach-
ten Einsparungen über bis zu fünf Folge-
jahre angerechnet werden. 

Öffentliche Auftraggeber mit einem 
jährlichen durchschnittlichen Gesamt-
endenergieverbrauch von drei Gigawatt-
stunden werden zur Einrichtung eines 
Energie- oder Umweltmanagementsys-
tems bis zum 30. Juni 2026 verpflichtet. 
Bei einem jährlichen durchschnittlichen 
Gesamtendenergieverbrauch von mehr 
als einer, aber weniger als drei Gigawatt-
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aus dem Regierungsentwurf übernom-
men. Auch die Pflicht, sich die Vollstän-
digkeit und Richtigkeit der erstellten Um-
setzungspläne vor der Veröffentlichung 
durch Zertifizierer, Umweltgutachter 
oder Energieauditoren bestätigen zu las-
sen, war bereits im Gesetzentwurf ent-
halten, allerdings mit der Maßgabe, dass 
auch die aufgrund ihrer fehlenden Wirt-
schaftlichkeit nicht erfassten Endener-
gieeinsparmaßnahmen einer entspre-
chenden Bestätigung bedurft hätten. 
Hiervon wurde nun aus Gründen des Bü-
rokratieabbaus Abstand genommen. Neu 
hinzugekommen ist nun aber eine Aus-
nahme bzgl. der Veröffentlichungspflicht: 
Informationen, die nationalen oder euro-
päischen Vorschriften zum Schutz von 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen 
oder der Vertraulichkeit unterliegen, 
müssen demnach nicht veröffentlicht 
werden.

Klimaneutrale Rechenzentren
Da Rechenzentren einen hohen Endener-
giebedarf haben und zugleich der Groß-
teil der eingesetzten Energie in Wärme 
umgewandelt wird, enthält das Energie-
effizienzgesetz in Abschnitt 4 eigene Re-
gelungen für Rechenzentren, die in Ab-
hängigkeit vom Zeitpunkt der Inbetrieb-
nahme variieren.

Rechenzentren, die vor dem 1. Juli 
2026 den Betrieb aufnehmen oder aufge-
nommen haben, sind so zu errichten und 
zu betreiben, dass sie im Jahresdurch-
schnitt dauerhaft 
∎ ab dem 1. Juli 2027 eine Energiever-

brauchseffektivität von kleiner oder 
gleich 1,5 und

∎ ab dem 1. Juli 2030 eine Energiever-
brauchseffektivität von kleiner oder 
gleich 1,3 erreichen.

Rechenzentren, die ab dem 1. Juli 2026 
den Betrieb aufnehmen, sind so zu er-
richten und zu betreiben, dass sie
∎ eine Energieverbrauchseffektivität von 

kleiner oder gleich 1,2 (im Entwurf: 
1,3) erreichen und

∎ einen Anteil an wiederverwendeter 
Energie nach DIN EN 50600-4-6 von 
mindestens zehn Prozent aufweisen; 
dabei müssen Rechenzentren, die ab 
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stunden genügt ein vereinfachtes Ener-
giemanagementsystem nach ISO 50005, 
Level 2.

Wohnungsunternehmen, die öffentli-
che Stellen sind, werden von den vorge-
nannten Pflichten ausgenommen.

Erweitert wurde die an die Länder ge-
richtete Verpflichtung des Absatzes 7. 
Wie schon im Regierungsentwurf vorge-
sehen haben die Länder jeweils den Ge-
samtendenergieverbrauch aller öffentli-
chen Stellen und Kommunen in ihren 
Landesgrenzen zu ermitteln und diesen 
bis zum 1. November eines jeden Jahres 
über das jeweilige Vorjahr an die zustän-
dige Stelle (Bundesstelle für Energieeffi-
zienz, § 7 EnEfG) zu übermitteln. Neu 
hinzugekommen ist die Verpflichtung 
der Länder sicherzustellen, dass auf ih-
rem Hoheitsgebiet die Vorgaben zur Vor-
reiterrolle des öffentlichen Sektors im 
Bereich Energieeffizienz in Kapitel 2 der 
EU-Energieeffizienzrichtlinie umgesetzt 
wird. Nicht zu erfassen sind dabei die öf-
fentlichen Stellen, die zur unmittelbaren 
und mittelbaren Staatsgewalt des Bun-
des zählen.

Energie- oder 
Umweltmanagementsysteme für 
Unternehmen
§ 8 EnEfG regelt, ab welchem Endener-
gieverbrauch für Unternehmen ein 
Energie- oder Umweltmanagementsys-
tem bzw. ein Energieaudit verpflichtend 
ist. Die EU-Energieeffizienzrichtlinie 
verlangt ein Energiemanagementsys-
tem ab einem durchschnittlichen jährli-
chen Energieverbrauch von mehr als 85 
Terajoule (= 23,6 Gigawattstunden). 
Das Energieeffizienzgesetz setzt die 
Schwelle niedriger an und verpflichtet 
Unternehmen mit einem durchschnittli-
chen Endenergieverbrauch innerhalb 
der letzten drei Jahre von mehr als 7,5 
Gigawattstunden zur Einrichtung eines 
Energie- oder Umweltmanagementsys-
tem nach DIN EN ISO 50001 oder EMAS. 
Der Regierungsentwurf sah hier noch 
eine Grenze von 15 Gigawattstunden 
vor. Begründet wird diese Absenkung 
des Schwellenwerts damit, dass da-
durch wesentlich mehr Unternehmen 
verpflichtet werden, ein Energie- oder 

Umweltmanagementsystem einzurich-
ten, so dass erhebliche Energie- und 
hierdurch auch Energiekosteneinspar-
potenziale adressiert werden können 
(BT-Drs. 20/7632, S. 55).

Als Teil des Energie- oder Umweltma-
nagementsystems sind mindestens fol-
gende zusätzliche Anforderungen zu er-
füllen:
∎ Erfassung von Zufuhr und Abgabe von 

Energie, Prozesstemperaturen, ab-
wärmeführenden Medien mit ihren 
Temperaturen und Wärmemengen 
und möglichen Inhaltsstoffen sowie 
von technisch vermeidbarer und tech-
nisch nicht vermeidbarer Abwärme 
bei der Erfassung der Abwärmequel-
len und die Bewertung der Möglich-
keit zur Umsetzung von Maßnahmen 
zur Abwärmerückgewinnung und 
-nutzung,

∎ Identifizierung und Darstellung von 
technisch realisierbaren Endenergie-
einsparmaßnahmen sowie Maßnah-
men zur Abwärmerückgewinnung 
und -nutzung,

∎ Wirtschaftlichkeitsbewertung der iden-
tifizierten Maßnahmen nach DIN EN 
17463, Ausgabe Dezember 2021.

Umsetzung von 
Endenergieeinsparmaßnahmen
§ 9 EnEfG verpflichtet dazu, Umsetzungs-
pläne von Endenergieeinsparmaßnah-
men zu erstellen. Unternehmen mit ei-
nem jährlichen durchschnittlichen Ge-
samtendenergieverbrauch von mehr als 
2,5 Gigawattstunden, werden verpflich-
tet, innerhalb von drei Jahren konkrete 
Umsetzungspläne für Endenergieein-
sparmaßnahmen vorzulegen für alle für 
als wirtschaftlich identifizierten End-
energieeinsparmaßnahmen in den
∎ Energie- oder Umweltmanagement-

systemen nach § 8 Absatz 1 EnEfG,
∎ Energie- oder Umweltmanagement-

systemen nach § 8 Absatz 3 des Geset-
zes über Energiedienstleistungen und 
andere Energieeffizienzmaßnahmen 
(EDL-G) und

∎ Energieaudits nach § 8 Absatz 1 Satz 1 
EDL-G.

Diese Regelungen wurden unverändert 
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dem 1. Juli 2027 den Betrieb aufneh-
men, einen geplanten Anteil an wie-
derverwendeter Energie von mindes-
tens 15 Prozent aufweisen; Rechen-
zentren, die ab dem 1. Juli 2028 den 
Betrieb aufnehmen, müssen einen ge-
planten Anteil an wiederverwendeter 
Energie von mindestens 20 Prozent 
aufweisen.

Die Anforderungen an den genannten 
Einsatz wiederverwendeter Energie nach 
DIN EN 50600-4-6 sind unter bestimm-
ten Voraussetzungen nicht anzuwenden, 
z.B. wenn eine Vereinbarung zur Abwär-
menutzung vorliegt. Die Ausnahme greift 
auch, wenn der Betreiber eines in der 
Umgebung befindlichen Wärmenetzes 
ein Angebot zur Nutzung wiederverwen-
deter Energie zu Gestehungskosten nicht 
annimmt. Aus Gründen der Planungssi-
cherheit für den Rechenzentrumsbetrei-
ber wurde hierbei nun eine Frist von 
sechs Monaten für die Annahme eines 
Angebots beziehungsweise der Abgabe 
einer Absichtserklärung zur künftigen 
Nutzung wiederverwendeter Energie 
eingefügt. Auch wurde dieser Ausnahme-
tatbestand nun einfacher und kürzer for-
muliert.

Gestrichen wurden die im Gesetzent-
wurf vorgesehenen Regelungen in § 11 
Absatz 5 bis 7 EnEfG-Entwurf, wonach 
Rechenzentren so zu errichten und zu 
betreiben gewesen wären, dass für die 
Luftkühlung von Informationstechnik ei-
ne vorgegebene Eintrittstemperatur 
nicht unterschritten wird. Das verab-
schiedeten Energieeffizienzgesetz ent-
hält hierzu nun keine Vorgaben mehr, da 
es den Rechenzentrumbetreibern über-
lassen bleiben soll, welche technischen 
Optionen und Optimierungen genutzt 
werden.

Wie bereits im Gesetzentwurf vorge-
sehen, haben Rechenzentren ihren Strom-
verbrauch bilanziell
∎ ab dem 1. Januar 2024 zu 50 Prozent 

durch Strom aus erneuerbaren Ener-
gien und

∎ ab dem 1. Januar 2027 zu 100 Prozent 
durch Strom aus erneuerbaren Ener-
gien 
zu decken. Die Maßgabe, dass es sich 

dabei um „ungeförderten“ Strom handeln 
muss, wurde gestrichen, da dies keine 
Vorgabe der novellierten Energieeffizi-
enzrichtlinie darstellt.

Energie- und 
Umweltmanagementsysteme in 
Rechenzentren
Unbeschadet der Regelungen für sonsti-
ge Unternehmen zur Einführung eines 
Energie- oder Umweltmanagementsys-
tems in § 8 EnEfG, besteht für Rechen-
zentren nach § 12 Absatz 1 EnEfG die 
Verpflichtung, bis zum 1. Juli 2025 ein 
solches System einzuführen.

Bei der Umsetzung des Energie- oder 
Umweltmanagementsystems sind 
∎ kontinuierliche Messungen zur elekt-

rischen Leistung und zum Energiebe-
darf der wesentlichen Komponenten 
des Rechenzentrums durchzuführen 
und

∎ Maßnahmen zu ergreifen, die die 
Energieeffizienz des Rechenzentrums 
kontinuierlich verbessern.

Ebenso haben Betreiber von Informati-
onstechnik ein solches Energie- oder Um-
weltmanagementsystem einzuführen.

Des Weiteren sind Rechenzentren mit 
einer nicht redundanten Nennanschluss-
leistung ab einem Megawatt und Rechen-
zentren, die im Eigentum öffentlicher 
Träger stehen oder für diese betrieben 
werden, mit einer nicht redundanten 
Nennanschlussleistung ab 300 Kilowatt 
(Gesetzentwurf: 200 Kilowatt), ab dem 1. 
Januar 2026 (Gesetzentwurf: 1. Januar 
2025, Redaktionsversehen) verpflichtet, 
eine Validierung oder Zertifizierung des 
Energie- oder Umweltmanagementsys-
tems durchführen zu lassen. Die Anhe-
bung der nicht redundanten Nennan-
schlussleistung auf 300 Kilowatt erfolgt 
in Angleichung an die Änderung der Defi-
nition von Rechenzentren in § 3 Nummer 
24 EnEfG.

Für Betreiber von Informationstech-
nik mit einer nicht redundanten Nennan-
schlussleistung der Informationstechnik 
ab 500 Kilowatt besteht ebenfalls ab dem 
1. Januar 2026 die Pflicht zur Validierung 
oder Zertifizierung des Energie- oder 
Umweltmanagementsystems. Für Betrei-

Nachhaltigkeit

A–Z

Bestellbar im Buchhandel und unter 
www.oekom.de. Auch als E-Book erhältlich.

D i e  g u t e n  S e i t e n  d e r  Z u k u n f t

 L 
wie Lösungsansätze
Um die Klimaerwärmung und das Arten
sterben zu stoppen, ist es notwendig, Prob
leme grundsätzlicher anzugehen und unsere 
Werte kritisch zu hinterfragen. Hierzu liefert 
der Unternehmer und Ingenieur Hans Pauli  
viele wichtige Anregungen und Lösungs
ansätze.

H. Pauli
Der grüne Weckruf
Wie Nachhaltigkeit und Klimaschutz gelingen
184 Seiten, Hardcover, 24 Euro
ISBN 978-3-98726-053-7
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ber von Informationstechnik, die im Auf-
trag öffentlicher Träger betrieben wer-
den, besteht die Pflicht zur Validierung 
oder Zertifizierung ab einer nicht redun-
danten Nennanschlussleistung der Infor-
mationstechnik ab 300 Kilowatt.

Rechenzentren, deren wiederverwen-
dete Energie zur Nutzung über ein Wär-
menetz zu einem Anteil von mindestens 
50 Prozent aufgenommen wird, sind von 
der Pflicht zur Einrichtung eines Energie- 
oder Umweltmanagementsystems be-
freit, wenn ihr jährlicher durchschnittli-
cher Gesamtendenergieverbrauch inner-
halb der letzten drei abgeschlossenen 
Kalenderjahre die Schwelle von 7,5 Giga-
wattstunden nicht überschreitet. Hier 
sah der Regierungsentwurf – wie allge-
mein bei Unternehmen – 15 Gigawatt-
stunden vor. In Anpassung an die Absen-
kung des Schwellenwerts in § 8 Absatz 1 
EnEfG liegt nun auch hier die Schwelle 
bei 7,5 Gigawattstunden.

Informationspflicht für 
Rechenzentren
§ 13 EnEfG führt eine Informationspflicht 
für Betreiber von Rechenzentren ein. Sie 
haben bis zum Ablauf des 31. März eines 
jeden Jahres – in Anlage 3 EnEfG näher 
bestimmte – Informationen über ihr Re-
chenzentrum für das vorangegangene 
Kalenderjahr zu veröffentlichen und an 
den Bund zu übermitteln. Mit dieser Re-
gelung wird eine Vorgabe der novellier-
ten Energieeffizienzrichtlinie umgesetzt. 

Die in § 13 EnEfG-Entwurf ebenfalls 
vorgesehene Informationspflicht für Be-
treiber von Informationstechnik findet 
sich im verabschiedeten Gesetz nicht 
mehr.

Des Weiteren regelt § 15 EnEfG die 
Information und Beratung im Kunden-
verhältnis. Der Regierungsentwurf sah 
hier eine sehr detaillierte Informati-
onspflicht vor. Um den Bürokratieauf-
wand für die Betreiber von Rechenzen-
tren zu verringern, wird jetzt nur noch 
auf die direkt den Kunden zuzuordnen-
den Energieverbräuche pro Jahr abge-
stellt.  Bieten Betreiber von Rechenzen-
tren Dienstleistungen für Dritte (Kun-
den) an, so sind sie ab dem 1. Januar 
2024 dazu verpflichtet, diese Energie-

verbräuche gegenüber den Kunden 
darzustellen.

Energieeffizienzregister
Nach § 14 des Entwurfs richtet die Bun-
desregierung ein Energieeffizienzregis-
ter ein, in dem die von den Rechenzent-
ren übermittelten Informationen gespei-
chert und in eine europäische Datenbank 
über Rechenzentren übertragen werden. 
Mit dieser Regelung werden die Anforde-
rungen aus dem Art. 12, Anhang VII der 
novellierten Energieeffizienzrichtlinie in 
nationales Recht umgesetzt. 

Entfallen ist der im Regierungsent-
wurf vorgesehene öffentliche Zugang 
zum Energieeffizienzregister für Rechen-
zentren (§ 14 Absatz 2 und 3 EnEfG-Ent-
wurf); stattdessen haben durch § 13 
EnEfG nun die Betreiber von Rechenzen-
tren selbst die Pflicht, die entsprechen-
den Informationen zu veröffentlichen.

Abwärme
Das Energieeffizienzgesetzes schreibt 
auch die gezielte Vermeidung und Ver-
wendung von Abwärme vor. § 16 Absatz 
1 EnEfG verpflichtet dazu, die in ihrem 
Unternehmen entstehende Abwärme 
nach dem Stand der Technik zu vermei-
den und die anfallende Abwärme auf den 
Anteil der technisch unvermeidbaren Ab-
wärme zu reduzieren. Neu abgenommen 
wurde dabei der Zusatz, dass dies mög-
lich und zumutbar sein muss. Im Rahmen 
der Zumutbarkeit sind technische, wirt-
schaftliche und betriebliche Belange zu 
berücksichtigen. In der Gesetzesbegrün-
dung wird dabei hervorgehoben, dass je-
des der drei Kriterien für die Zumutbar-
keit muss erfüllt sein, damit eine Maß-
nahme zumutbar ist.

Mit § 16 Absatz 2 EnEfG wird die Ver-
pflichtung zur Abwärmenutzung einge-
führt. Unternehmen haben die anfallende 
Ab-wärme durch Maßnahmen und Tech-
niken zur Energieeinsparung durch Ab-
wärmenutzung wiederzuverwenden, so-
weit dies möglich und zumutbar ist. Da-
für sollen Maßnahmen zur Abwärmenut-
zung nicht nur auf die jeweilige Anlage 
beschränkt werden, sondern auch Nut-
zungsmöglichkeiten der Abwärme auf 
dem Betriebsgelände sowie bei externen 

Dritten einbezogen werden. Um größt-
mögliche Effizienzgewinne zu erzielen, 
soll die rückgewonnene Abwärme kaska-
den-förmig, entsprechend ihrem Exergie-
gehalt, als Maß ihrer energetischen Qua-
lität oder Arbeitsfähigkeit oder in abfal-
lenden Temperaturschritten, mehrfach 
wieder-verwendet werden.

Die Regelungen gelten nicht für sol-
che Unternehmen, die einen jährlichen 
durchschnittlichen Gesamtendenergie-
verbrauch innerhalb der letzten drei ab-
geschlossenen Kalenderjahre Jahre von 
2,5 Gigawattstunden oder weniger haben.

Klimaneutrale Unternehmen
In § 18 enthält das Energieeffizienzgesetz 
eine Verordnungsermächtigung für die 
Bundesregierung. Sie wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates Ausnahmen und 
Befreiungen von den Pflichten nach den 
§§ 11 bis 13 und 15 bis 17 für klimaneut-
rale Unternehmen vorzusehen. Diese Re-
gelung wurde unverändert aus dem Re-
gierungsentwurf übernommen.

Ausblick
Der Bundesrat wird sich voraussichtlich 
in seiner Sitzung am 20. Oktober 2023 
abschließend mit dem Gesetz befassen. 
Das Gesetz bedarf nicht der Zustimmung 
des Bundesrat, so dass dann mit einer 
baldigen Veröffentlichung im Bundesge-
setzblatt zu rechnen ist.

Anke Schumacher
Informationsdienst für Natur-  

und Umweltschutz Tübingen
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ENERGIEEFFIZIENZ

Gebäudeenergie
gesetz passiert den 
Bundestag

Vor der parlamentarischen Sommer-
pause wurde das „Heizungsgesetz“ 
kurzfristig von der Tagesordnung des 
Bundestags gestrichen – nun wurde es 
am 8. September 2023 verabschiedet. 
Beim Heizungsgesetz handelt es sich 
um ein Artikelgesetz, mit dem insbe-
sondere Änderungen am Gebäude-
energiegesetz vorgenommen wurden. 
Außerdem wurden kleinere Änderun-
gen des Bürgerlichen Gesetzbuches, 
der Verordnung über Heizkostenab-
rechnung, der Betriebskostenverord-
nung sowie der Kehr- und Überprü-
fungsordnung vorgenommen. Die Re-
gelungen sollen zum 1. Januar 2024 in 
Kraft treten.

Wesentlicher Teil des sog. Heizungsge-
setzes ist eine umfangreiche Änderung 
des Gebäudeenergiegesetzes, mit dem 
die Bundesregierung beim Heizen den 
Umstieg von fossilen Energieträgern auf 
erneuerbare Energien beschleunigen 
möchte. Begleitet wird die Gesetzesände-
rung durch ein Förderprogramm, das An-
reize zum frühzeitigen Umstieg geben 
und einen Heizungstausch für alle finan-
zierbar machen soll.

In Deutschland wird mehr als ein 
Drittel des gesamten Energiebedarfs für 
Gebäudeheizung und Warmwasserver-
sorgung verbraucht, wobei zu über 80 
Prozent fossile Energieträger zum Ein-
satz kommen. Ohne eine schnelle Ener-
giewende im Wärmebereich kann weder 
das klimapolitische Ziel der Treibhaus-
gasneutralität bis 2045 noch eine Reduk-
tion der Abhängigkeit von Importen fos-
siler Energie erreicht werden. § 1 Absatz 
1 GEG betont daher die Zielsetzung des 
Gesetzes, einen wesentlichen Beitrag zur 
Erreichung der nationalen Klimaschutz-
ziele leisten zu wollen. Erreicht werden 
soll dies „durch wirtschaftliche, sozial-

verträgliche und effizienzsteigernde 
Maßnahmen zur Einsparung von Treibh-
ausgasemissionen sowie der zunehmen-
den Nutzung von erneuerbaren Energien 
oder unvermeidbarer Abwärme für die 
Energieversorgung von Gebäuden“. Zu-
gleich wird mit Absatz 3 „der Errichtung 
und dem Betrieb von Anlagen zur Erzeu-
gung und zum Transport von Wärme, 
Kälte und Strom aus erneuerbaren Ener-
gien sowie Effizienzmaßnahmen in Ge-
bäuden“ ein überragendes öffentliches 
Interesse zuerkannt. Bis der Gebäudebe-
trieb im Deutschland treibhausgasneut-
ral ist, fließen sie damit als vorrangige 
Belange in Schutzgüterabwägungen ein.

Anforderungen an neue 
Heizungsanlagen
Das Gesetzzielt insbesondere auf die Er-
höhung des Anteils erneuerbarer Ener-
gieträger oder unvermeidbarer Abwär-
me beim Einbau neuer Heizungen ab. 
Während bisher 15 Prozent vorgeschrie-
ben waren, steigt dieser Anteil ab dem 1. 
Januar 2024 auf 65 Prozent (65-Prozent-
EE-Pflicht, § 71 Absatz 1 GEG). Diese Vor-
gabe gilt prinzipiell für alle neu eingebau-
ten Heizungen, unabhängig davon, ob es 
sich um den Einbau in neu errichteten 
Gebäuden oder um einen – geplanten – 
Heizungstausch in Bestandsgebäuden 
handelt. Für Bestandsgebäude sowie bei 
Neubauten, die in Baulücken außerhalb 
von Neubaugebieten errichtet werden, 
greifen nun jedoch Übergangsfristen, die 
sich aus der Verknüpfung mit der kom-
munalen Wärmeplanung ergeben. Die 
bundesgesetzliche Ausgestaltung der 
kommunalen Wärmeplanung erfolgt 
über das zukünftige Wärmeplanungsge-
setz, das von der Bundesregierung am 
18. August 2023 in das Gesetzgebungs-
verfahren eingebracht wurde und die 
Pflicht für eine flächendeckende Wärme-
planung enthält. Im Rahmen der kommu-
nalen Wärmeplanung erfolgt auch die 
Festlegung von „Gebieten zum Neu- oder 
Ausbau von Wärmenetzen und Wasser-
stoffnetzen“. Mit den nun im GEG getrof-
fenen zeitlichen Abstufung bezüglich der 
Geltung der „65-Prozent-Pflicht“ soll es 
Hausbesitzern ermöglicht werden, mit 
ihrer Entscheidung über eine Heizungs-

erneuerung so lange zu warten, bis fest-
steht, ob sich das Gebäude in einem sol-
chen Gebiet befindet, sodass der An-
schluss an ein Wärme- oder Wasserstoff-
netz prinzipiell möglich wäre.  

Für Neubauten in Neubaugebieten 
greift die 65-Prozent-EE-Pflicht ab dem 
1. Januar 2024. Aus der Verknüpfung mit 
der Wärmeplanung resultiert für beste-
hende Gebäude und Neubauten, die in 
Baulücken errichtet werden, folgende 
zeitliche Stufung (§ 71 Absatz 8 und 10 
GEG):
∎  in Gemeindegebieten mit mehr als 

100.000 Einwohnern gilt die 65-Pro-
zent-EE-Pflicht spätestens nach dem 
30. Juni 2026,

∎  in Gemeindegebieten mit 100.000 
Einwohnern oder weniger gilt die 
65-Prozent-EE-Pflicht spätestens 
nach dem 30. Juni 2028.

Liegt bereits zu einem früheren Zeit-
punkt eine Entscheidung über die Aus-
weisung als Gebiet zum Neu- oder Aus-
bau eines Wärmenetzes oder als Wasser-
stoffnetzausbaugebiet vor, so beginnt die 
65-Prozent-EE-Pflicht einen Monat nach 
Bekanntgabe dieser Entscheidung. Wird 
vor Ende der jeweils greifenden Über-
gangsfrist eine herkömmliche Gashei-
zung eingebaut, so gilt, dass diese bei ei-
nem Weiterbetrieb ab 2029 mit mindes-
tens 15 Prozent Biomethan oder andere 
grünen Gase genutzt werden muss. 2035 
steigt diese Quote auf 30 Prozent, 2040 
auf 60 Prozent an (§ 71 Absatz 9 GEG). 
Zudem beinhaltet § 71 Absatz 11 GEG ei-
ne Beratungspflicht vor dem Einbau ei-
ner solchen Heizungsanlage.

Der Gebäudeeigentümer kann frei 
wählen, mit welcher Heizungsanlage er 
diese Anforderungen erfüllt (§ 71 Absatz 
2 GEG). Hierbei ist auch eine Kombinati-
on aus verschiedenen Anlagetypen mög-
lich. Die sich aus der 65-Prozent-EE-
Pflicht ergebenden Anforderungen gel-
ten ohne Nachweis gemäß § 71 Absatz 3 
GEG für folgende Anlagen als erfüllt: 
∎ Hausübergabestation zum Anschluss 

an ein Wärmenetz nach Maßgabe des 
§ 71b GEG,

∎ elektrisch angetriebene Wärmepum-
pe nach Maßgabe des § 71cGEG,
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∎ Stromdirektheizung nach Maßgabe 
des § 71d GEG,

∎ solarthermische Anlage nach Maßga-
be des § 71e GEG,

∎ Heizungsanlage zur Nutzung von Bio-
masse oder grünem oder blauem 
Wasserstoff einschließlich daraus 
hergestellter Derivate nach Maßgabe 
der §§ 71f und 71g GEG,

∎ Wärmepumpen-Hybridheizung be-
stehend aus einer elektrisch angetrie-
benen Wärmepumpe in Kombination 
mit einer Gas-, Biomasse- oder Flüs-
sigbrennstofffeuerung nach Maßgabe 
des § 71h Absatz 1 GEG, 

∎ Solarthermie-Hybridheizung beste-
hend aus einer solarthermischen An-
lage nach Maßgabe der §§ 71e und 
71h Absatz 2 in Kombination mit ei-
ner Gas-, Biomasse- oder Flüssig-
brennstofffeuerung nach Maßgabe 
des § 71h Absatz 4.

Keine unmittelbare Pflicht zum 
Austausch bestehender Anlagen
Für bestehende Heizungsanlagen besteht 
keine unmittelbare Ersatzpflicht: sie dür-
fen gemäß § 72 Absatz 4 GEG bis Ende 
2044 weiter mit fossilen Brennstoffen 
betrieben werden. Auch die Reparatur ei-
ner solchen Anlage ist zulässig. Erst ab 
dem 1. Januar 2045 dürfen solche Hei-
zungsanlagen nicht mehr betrieben wer-
den.

Übergangsfristen bei 
Heizungstausch
§ 71i GEG legt allgemeine Übergangsfris-
ten für den Heizungstausch vor. Er be-
schränkt sich damit nicht mehr (wie im 
ursprünglichen Regierungsentwurf vor-
gesehen) auf die Fälle, in denen die Repa-
ratur einer defekten Heizung nicht mög-
lich ist und eine neue Heizungsanlage 
eingebaut werden muss (Heizungshava-
rie), sondern ermöglicht auch nach Ab-
lauf der in § 71 Absatz 8 GEG festgelegten 
Übergangsfristen den übergangsweisen 
Einbau von Heizungen, die nicht die 
65-Prozent-EE-Vorgabe erfüllen. Der Be-
trieb dieser Anlage ist dabei auf maximal 
fünf Jahre (ursprünglicher Gesetzesent-
wurf: drei Jahre) begrenzt. Für Etagen-
heizungen und für Einzelraumfeuerungs-

anlagen sowie für Hallenheizungen gel-
ten gesonderte Regelungen. Nicht mehr 
im verabschiedeten Gebäudeenergiege-
setz enthalten ist die Ausnahme von der 
Heizungstauschpflicht für über 80 Jahre 
alte Hausbesitzer.

Unter bestimmten Umständen ist es 
möglich, von der Pflicht zum Heizungs-
tausch befreit zu werden. Wie bereits in 
der derzeitigen Fassung des Gebäude-
energiegesetz ermöglicht § 102 Absatz 1 
GEG eine Befreiung, wenn die Anforde-
rungen im Einzelfall wegen besonderer 
Umstände durch einen unangemessenen 
Aufwand oder in sonstiger Weise zu ei-
ner unbilligen Härte führen. Eine unbilli-
ge Härte liegt insbesondere vor, wenn 
die erforderlichen Aufwendungen inner-
halb der üblichen Nutzungsdauer, bei 
Anforderungen an bestehende Gebäude 
innerhalb angemessener Frist durch die 
eintretenden Einsparungen nicht erwirt-
schaftet werden können. Klarstellend er-
gänzt wird hier nun, dass dies immer 
dann der Fall ist, wenn „die notwendigen 
Investitionen nicht in einem angemesse-
nen Verhältnis zum Ertrag stehen“. Zu-
dem werden in Absatz 1 folgende Sätze 
neu aufgenommen: „Eine unbillige Härte 
liegt auch vor, wenn die notwendigen In-
vestitionen nicht in einem angemesse-
nen Verhältnis zum Wert des Gebäudes 
stehen. Hierbei sind unter Berücksichti-
gung des Ziels dieses Gesetzes die zur Er-
reichung dieses Ziels erwartbaren Preis-
entwicklungen für Energie einschließ-
lich der Preise für Treibhausgase nach 
dem europäischen und dem nationalen 
Emissionshandel zu berücksichtigen. Ei-
ne unbillige Härte liegt auch vor, wenn 
auf Grund besonderer persönlicher Um-
stände die Erfüllung der Anforderungen 
des Gesetzes nicht zumutbar ist.“ Die 
Bundesregierung nennt in ihrer Begrün-
dung zur Gesetzeserweiterung z.B. die 
Pflegebedürftigkeit oder eine vorliegen-
de Schwerbehinderung, als mögliche be-
sondere persönliche Umstände (BT-Drs. 
20/7619, S. 96).

Neu in § 102 GEG aufgenommen wur-
de mit Absatz 5 eine Regelung für Bezie-
her von einkommensabhängigen Sozial-
leistungen. Die nach Landesrecht zustän-
digen Behörden haben demnach einen 

Eigentümer, der zum Zeitpunkt der An-
tragstellung seit mindestens sechs Mo-
naten ununterbrochen einkommensab-
hängige Sozialleistungen bezogen hat, 
auf Antrag von der 65-Prozent-EE-Pflicht 
des § 71 Absatz 1 zu befreien. Die Befrei-
ung erlischt nach Ablauf von zwölf Mo-
naten, wenn nicht in dieser Zeit eine an-
dere Heizungsanlage eingebaut wurde.

Mieterschutz
Mieter sollen durch die neuen GEG-Rege-
lungen „nicht über Gebühr belastet wer-
den“. Beschlossen wurden deshalb fol-
gende Regelungen (§ 71o GEG):
∎ Der Vermieter darf beim Einbau einer 

Wärmepumpe nach § 71c eine Miet-
erhöhung auf Grund einer Moderni-
sierungsmaßnahme nach § 559 Ab-
satz 1 oder § 559e Absatz 1 BGB in 
voller Höhe nur verlangen, wenn die 
Jahresarbeitszahl der Wärmepumpe 
über 2,5 liegt.

∎ Liegt kein Nachweis über eine ent-
sprechende Jahresarbeitszahl der 
Wärmepumpe vor, kann der Vermie-
ter für eine Mieterhöhung nach § 559 
Absatz 1 oder § 559e Absatz 1 BGB 
nur 50 Prozent der für die Wohnung 
aufgewendeten Kosten zugrunde le-
gen.

In Verbindung mit den ebenfalls verab-
schiedeten Änderungen des BGB bedeu-
tet dies, dass Vermieter bei Vorliegen der 
entsprechenden Voraussetzungen künf-
tig bis zu 10 Prozent der Modernisie-
rungskosten auf die Miete umlegen kön-
nen, gedeckelt jedoch auf eine maximale 
monatliche Mieterhöhung von 0,50 Euro 
je Quadratmeter Wohnfläche innerhalb 
von sechs Jahren.

Erhöhung der Energieeffizienz von 
Gebäuden 
Neben den Regelungen zum Einbau neu-
er Heizungen nimmt das Gebäudeener-
giegesetz auch Änderungen an den ge-
setzlichen Vorgaben zur Energieeffizienz 
im Gebäudebereich vor. Dies betrifft zum 
einen die Erweiterung und den Ausbau 
von Nichtwohngebäuden, zum anderen 
aber auch die Erhöhung der Energieeffi-
zienz bestehender Heizungsanlagen.
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Mit § 51 Absatz 1 Satz 2 GEG gelten 
bei großen Erweiterungen bestehender 
Nichtwohngebäude nun bezüglich Ge-
samtenergiebedarf (§ 18) und baulichem 
Wärmeschutz (§ 19) dieselben Anforde-
rungen wie für den Neubau solcher Ge-
bäude. Die Regelung greift, sobald die 
hinzukommende zusammenhängende 
Nutzfläche mehr als 100 Prozent der 
Nutzfläche des bisherigen Gebäudes be-
trägt. 

Erhöhung der Energieeffizienz von 
bestehenden Heizungsanlagen
Das Gebäudeenergiegesetz fordert auch 
auf die Erhöhung der Energieeffizienz 
bestehender Heizungsanlagen – unab-
hängig davon, ob sie mit fossilen Energi-
en oder mit erneuerbaren Energien be-
trieben werden. Auf die Überprüfung 
und Erhöhung der Energieeffizienz zie-
len die in Abschnitt 1 (Aufrechterhaltung 
der energetischen Qualität bestehender 
Anlagen) zusätzlichen Betreiberpflichten 
der neuen §§ 60a bis 60c GEG ab, welche 
eine Prüf- und Optimierungspflicht für 
Wärmepumpen und Heizungsanlagen 
vorsehen. Mit den in Abschnitt 2 Unter-
abschnitt 4 (Anforderungen an Hei-
zungsanlagen; Betriebsverbot für Heiz-
kessel) enthaltenen §§ 71 ff. GEG 2023 
werden die neuen Anforderungen an den 
Einsatz von erneuerbaren Energien im 
Falle des Einbaus einer neuen Heizungs-
anlage sowie das Betriebsverbot für mit 
fossilen Brennstoffen betriebenen Heiz-
kesseln ab 1. Januar 2045 festgelegt.

Prüf und Optimierungspflicht für 
Wärmepumpen
Für ab dem 1. Januar 2024 eingebaute 
Wärmepumpen, die als Heizungsanlage 
genutzt werden, wird mit § 60a GEG die 
Pflicht zur Durchführung einer Betriebs-
prüfung eingeführt, sofern damit min-
destens sechs Wohnungs- oder Nut-
zungseinheiten versorgt werden. Die 
Prüfung ist nach einer vollständigen 
Heizperiode, spätestens jedoch zwei Jah-
re nach Inbetriebnahme durchzuführen. 
Sofern keine Fernkontrolle der Wärme-
pumpe erfolgt, ist die Betriebsprüfung 
spätestens alle fünf Jahre zu wiederho-
len. Durch diese Prüfung sollen beste-

hende Optimierungspotenziale identifi-
ziert werden. Durch eine Nachjustierung 
wesentlicher Parameter der Anlage kann 
ggf. eine höhere Energieeffizienz erreicht 
werden. Der Umfang der Betriebsprü-
fung wird in Absatz 2 festgelegt; die Prü-
fung ist durch eine fachkundige Person 
durchzuführen. Dies setzt eine entspre-
chende erfolgreiche Schulung im Bereich 
der Überprüfung von Wärmepumpen vo-
raus.

Das Prüfergebnis ist schriftlich festzu-
halten. Dies dient in erster Linie dem 
Nachweis der Maßnahme und der Offen-
legung des festgestellten Optimierungs-
bedarfes gegenüber dem Verantwortli-
chen (regelmäßig der Gebäudeeigentü-
mer). 

Wird ein Optimierungsbedarf festge-
stellt und eine Optimierungsmaßnahme 
empfohlen, so muss die Optimierung in-
nerhalb eines Jahres nach der Betriebs-
prüfung erfolgen. Mieter und Pächter 
können die Vorlage des Prüfungsergeb-
nisses und des Nachweises über die 
durchgeführten Optimierungsmaßnah-
men verlangen, da die Effizienz der Wär-
mepumpe Auswirkungen auf die von ih-
nen zu tragenden Nebenkosten haben 
kann.

Prüf und Optimierungspflicht für 
Heizungsanlagen

Der neue § 60b GEG nimmt ältere Hei-
zungsanlagen mit Wasser als Wärmeträ-
ger in den Blick, die mindestens sechs 
Wohnungs- oder sonstige Nutzungsein-
heiten versorgen. Dabei gilt:
∎ Anlagen, die nach dem 30. September 

2009 eingebaut oder aufgestellt wur-
den, sind nach 15 Jahren einer Hei-
zungsprüfung und Heizungsoptimie-
rung zu unterziehen. 

∎ Anlagen, die vor dem 1. Oktober 2009 
eingebaut oder aufgestellt wurden, 
sind bis zum 30. September 2027 ei-
ner Heizungsprüfung und Heizungs-
optimierung zu unterziehen. 

In der Heizungsprüfung ist zu prüfen, 
• ob die zum Betrieb der Heizung ein-

stellbaren technischen Parameter für 
den Betrieb der Anlage zur Wärmeer-
zeugung hinsichtlich der Energieeffi-

zienz optimiert sind, 
∎ ob eine effiziente Heizungspumpe im 

Heizsystem eingesetzt wird, 
∎ inwieweit Dämmmaßnahmen von 

Rohrleitungen oder Armaturen 
durchgeführt werden sollten und 

∎ welche Maßnahmen zur Absenkung 
der Vorlauftemperatur nach Inaugen-
scheinnahme durchgeführt werden 
können. 

Die Prüfung muss durch eine fachkundi-
ge Person erfolgen. Das Ergebnis der 
Prüfung und der etwaige Optimierungs-
bedarf sind schriftlich festzuhalten und 
dem Verantwortlichen zum Nachweis zu 
übersenden. Optimierungsmaßnahmen 
sind innerhalb von einem Jahr nach der 
Heizungsprüfung durchzuführen und 
ebenfalls schriftlich festzuhalten. Auch 
hier können Mieter und Pächter die Vor-
lage des Prüfungsergebnisses und des 
Nachweises über die durchgeführten 
Optimierungsmaßnahmen verlangen.

Absatz 2 listet entsprechende Opti-
mierungsmaßnahmen auf, die – unter 
Berücksichtigung möglicher negativer 
Auswirkungen auf die Bausubstanz des 
Gebäudes und die menschliche Gesund-
heit – für regelmäßig notwendig gehal-
ten werden. Hierzu zählen beispielswei-
se die Absenkung der Vorlauftemperatur 
und der Warmwassertemperatur oder 
die Absenkung der Heizgrenztempera-
tur, um die Heizperiode und -tage zu ver-
ringern.

Eine Wiederholung der Überprüfung 
ist nicht erforderlich, sofern nach der In-
spektion keine Änderungen vorgenom-
men wurden oder keine Änderungen in 
Bezug auf den Wärmebedarf eingetreten 
sind.

Von der Prüfpflicht ausgenommen 
sind Gebäude mit einer standardisierten 
Gebäudeautomation sowie Gebäude die 
im Rahmen eines standardisierten Ener-
giemanagementsystems, z.B. nach DIN 
ISO 50001 oder eines Umweltmanage-
mentsystems nach EMAS verwaltet wer-
den. Werden Heizungsanlagen im Rah-
men einer vertraglichen Vereinbarung 
durch Dritte geprüft und optimiert (z.B. 
im Rahmen eines Energieleistungsver-
trages oder Contracting-Modells) ist 
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soll, wobei bis einschließlich 2028 die 
volle Förderhöhe von 20 Prozent gel-
tend gemacht werden kann, danach 
die Förderung degressiv um drei Pro-
zentpunkte alle zwei Jahre abschmilzt. 
Der Klima-Geschwindigkeitsbonus 
wird allen selbstnutzenden Wohnei-
gentümern gewährt, deren Gashei-
zung zum Zeitpunkt der Antragstel-
lung mindestens 20 Jahre alt ist, oder 
die eine Öl-, Kohle-, Gasetagen- oder 
Nachtspeicherheizung besitzen. 

∎ Der bestehende Innovationsbonus für 
die Nutzung von natürlichen Kälte-
mitteln oder Erd-, Wasser- oder Ab-
wasserwärme bei Wärmepumpen in 
Höhe von fünf Prozent bleibt erhalten. 

∎ Grundförderung und Boni können ku-
muliert werden – jedoch nur bis zu ei-
nem Höchst-Fördersatz von maximal 
70 Prozent. 

∎ Begrenzung der maximal förderfähi-
gen Investitionskosten für den Hei-
zungstausch auf 30.000 Euro für ein 
Einfamilienhaus. Bei Mehrparteien-
häusern liegen die maximal förderfä-
higen Kosten bei 30.000 Euro für die 
erste Wohneinheit, für die zweite bis 
sechste Wohneinheit bei je 10.000 Eu-
ro, ab der siebten Wohneinheit 3.000 
je Wohneinheit. Diese Regelung ist 
auch bei Wohnungseigentümerge-
meinschaften entsprechend anzu-
wenden. Bei Nichtwohngebäuden gel-
ten ähnliche Grenzen nach Quadrat-
meterzahl.

Bei der Zuschussförderung für Gebäude-
Effizienzmaßnahmen sind folgende Re-
gelungen vorgesehen:
∎ Die bestehende Förderung für Gebäu-

de-Effizienzmaßnahmen (wie bei-
spielsweise Fenstertausch, Dämmung, 
Anlagentechnik) von 15 Prozent so-
wie von weiteren fünf Prozent bei 
Vorliegen eines Sanierungsfahrplans 
bleibt bestehen. 

∎ Die maximal förderfähigen Investiti-
onskosten für Effizienzmaßnahmen 
liegen bei 60.000 Euro pro Wohnein-
heit (bei Vorliegen eines Sanierungs-
fahrplans) bzw. 30.000 ohne Sanie-
rungsfahrplan – zusätzlich zu den för-
derfähigen Investitionskosten für den 

Gebäudeautomation
Für Nichtwohngebäude setzt § 71a GEG 
in Absatz 1 die Anforderungen aus Arti-
kel 14 Absatz 4 und Artikel 15 Absatz 4 
der Richtlinie 2010/31/EU über die Ge-
samtenergieeffizienz von Gebäuden um. 
Ein Nichtwohngebäude muss dement-
sprechend bis Ende 2024 mit einem Sys-
tem für die Gebäudeautomatisierung und 
-steuerung ausgerüstet werden, wenn 
die Nennleistung der Heizungsanlage, 
der kombinierten Raumheizungs- und 
Lüftungsanlage oder der Klimaanlage 
mehr als 290 Kilowatt beträgt. Näheres 
regeln die Absätze 2 bis 4.

Umfangreiche Förderung geplant
§ 89 GEG regelt Näheres zur Vergabe von 
Fördermitteln im Rahmen des Gebäude-
energiegesetzes. Der neu in das Gesetz 
aufgenommene Absatz 2 regelt nun, dass 
das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Klimaschutz dem Haushaltsaus-
schuss des Bundestages bis zum Ablauf 
des 30. September 2023 ein Konzept zur 
Zustimmung vorlegen muss, das Ände-
rungen der Richtlinie für die Bundesför-
derung für effiziente Gebäude – Einzel-
maßnahmen (BEG EM) vom 9. Dezember 
2022 (BAnz AT 30.12.2022 B1) vorsieht. 

Im Einzelnen ist geplant, die Förde-
rung des Einbaus neuer, der 65-Prozemt-
EE-Pflicht entsprechender Heizungen 
wie folgt auszugestalten (BT-Drs. 
20/7619, S. 6 f.):
∎ Grundförderung von 30 Prozent der 

Investitionskosten von neuen Heizun-
gen für alle Wohn- und Nichtwohnge-
bäude. Antragsberechtigt sind wie 
bisher alle privaten Hauseigentümer, 
Vermieter, Unternehmen, gemeinnüt-
zige Organisationen, Kommunen so-
wie Contractoren. 

∎ Einkommensbonus von zusätzlich 30 
Prozent der Investitionskosten – für 
alle selbstnutzenden Wohneigentü-
mer mit einem zu versteuernden Ein-
kommen von bis zu 40.000 Euro pro 
Jahr, wobei der jeweilige Haushalt zu 
betrachten ist. 

∎ Klima-Geschwindigkeitsbonus in Hö-
he von 20 Prozent der Investitions-
kosten, der einen Anreiz für eine mög-
lichst frühzeitige Umrüstung geben 

ebenfalls keine weitere Prüfung erforder-
lich, sofern ein zu einer Heizungsprüfung 
nach § 60b Absatz 1 gleichwertiges Er-
gebnis erzielt wird.

Für neue Heizungssysteme mit Was-
ser als Wärmeträger, die mindestens 
sechs Wohnungs- oder sonstige Nut-
zungseinheiten versorgen, schreibt § 60c 
GEG einen – nach anerkannten Regeln 
der Technik (VOB Teil C) ohnehin erfor-
derlichen – hydraulischen Abgleich für 
die effiziente Funktionsfähigkeit der Hei-
zungsanlage vor. 

Die Bestätigung des hydraulischen 
Abgleichs ist einschließlich der Einstel-
lungswerte, der Heizlast des Gebäudes, 
der eingestellten Leistung der Wärmeer-
zeuger und der raumweisen Heizlastbe-
rechnung, der Auslegungstemperatur, 
der Einstellung der Regelung und den 
Drücken im Ausdehnungsgefäß schrift-
lich festzuhalten und dem Verantwortli-
chen mitzuteilen.

Umwälz und Zirkulationspumpen
Mit § 64 GEG wird eine Pflicht zum Aus-
tausch ineffizienter Heizungspumpen in 
Gebäuden mit mindestens sechs Woh-
nungen oder sonstigen selbständigen 
Nutzungseinheiten in das Gebäudeener-
giegesetz aufgenommen. 

Gemäß Absatz 2 sind ineffiziente (d.h. 
die Vorgaben der Absätze 3 bis 5 nicht er-
füllende) „Umwälzpumpen, die in Heiz- 
oder Kältekreisen extern verbaut und 
nicht in einen Wärme- oder Kälteerzeu-
ger integriert sind, sowie Trinkwasser-
Zirkulationspumpen“ bis Ende 2026 aus-
zutauschen. Diese Frist verlängert sich 
um sechs Monate, wenn innerhalb dieser 
Zeit ein Austausch der Heizungsanlage 
durchgeführt wird. 

Folgende Energieeffizienzanforderun-
gen sind in den Absätzen 3 bis 5 veran-
kert:
∎ Nassläufer-Umwälzpumpen dürfen 

einen Energieeffizienzindex (EEI) von 
0,23 nicht überschreiten;

∎ Trockenläufer-Umwälzpumpen dür-
fen einen Mindesteffizienzindex von 
0,4 nicht unterschreiten;

∎ Trinkwasser-Zirkulationspumpen 
müssen über einen elektronisch kom-
mutierten Motor verfügen.
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Heizungstausch. 
∎ Die Zuschussförderung für Effizienz-

maßnahmen kann zusammen mit ei-
ner Zuschussförderung für den Hei-
zungsaustausch beantragt werden so-
wie auch separat davon.

Ergänzend soll ein Kreditprogramm der 
KfW zinsvergünstigte Kredite mit langen 
Laufzeiten und Tilgungszuschüsse für 
Heizungstausch oder Effizienzmaßnah-
men anbieten. Diese sollen allen Bürge-
rinnen und Bürger bis zu einem zu ver-
steuernden Einkommen von 90.000 Euro 
zur Verfügung stehen, wobei der jeweili-
ge Haushalt zu betrachten ist. Insbeson-
dere soll dies auch jeden Menschen die 
Aufnahme eines Kredites ermöglichen, 
die z.B. aufgrund von Alter oder Einkom-
men auf dem regulären Finanzmarkt kei-
ne Kredite erhalten würden, der Bund 
stellt dafür die Übernahme des Ausfallri-
sikos sicher.

Schlussbemerkung
Neben den Änderungen am Gebäude-
energiegesetz wurden mit dem sog. Hei-
zungsgesetz auch Änderungen im BGB, in 
der Verordnung über Heizkostenabrech-
nung, der Betriebskostenverordnung so-
wie in der Kehr- und Überprüfungsord-
nung vorgenommen. Das Gesamtpaket 
stand am 29. September 2023 auf der Ta-
gesordnung des Bundesrates. Die Rege-
lungen sollen zum 1. Januar 2024 in Kraft 
treten. Für die §§ 60b und 60c GEG (Prü-
fung und Optimierung älterer Heizungs-
anlagen; hydraulischer Abgleich und wei-
tere Maßnahmen zur Heizungsoptimie-
rung) sowie für die Änderung der Ver-
ordnung über Heizkostenabrechnung ist 
ein Inkrafttreten zum 1. Oktober 2024 
vorgesehen. 

Anke Schumacher
Informationsdienst für Natur-  

und Umweltschutz Tübingen

STOFFRECHT

EUKommission  
beschränkt Einsatz 
von Mikroplastik

Die Europäische Kommission hat am 
25. September 2023 eine Verordnung 
verabschiedet, mit der sie die Ver-
wendung von Mikroplastik, das Pro-
dukten im Rahmen der REACH-Ver-
ordnung bewusst zugesetzt wird, 
einschränkt. Die neuen Vorschriften 
werden verhindern, dass annähernd 
eine halbe Million Tonnen Mikroplastik 
in die Umwelt freigesetzt werden. In 
hinreichend begründeten Fällen gelten 
für die betroffenen Akteure Ausnah-
meregelungen und Übergangsfristen 
für die Anpassung an die neuen Vor-
schriften.

Der verabschiedeten Beschränkung liegt 
eine weit gefasste Definition von Mikro-
plastik zugrunde – sie umfasst alle syn-
thetischen Polymerpartikel unter fünf 
Millimeter, die organisch, unlöslich und 
schwer abbaubar sind. Ziel ist es, die 
Emissionen von bewusst verwendetem 
Mikroplastik aus möglichst vielen Pro-
dukten zu verringern. Einige Beispiele 
für gängige Produkte, die unter die Be-
schränkung fallen, sind:
∎ das Granulatmaterial, das auf künstli-

chen Sportflächen verwendet wird – 
die größte Quelle von bewusst ver-
wendetem Mikroplastik in der Um-
welt;

∎ Kosmetika, bei denen Mikroplastik für 
vielfältige Zwecke verwendet wird, 
z.B. für die Exfoliation der Haut (Mik-
roperlen) oder die Erzielung einer 
spezifischen Textur, eines Duftstoffs 
oder einer bestimmten Farbe;

∎ Detergenzien, Weichmacher, Glitter, 
Düngemittel, Pflanzenschutzmittel, 
Spielzeug, Arzneimittel und Medi-
zinprodukte, u.a.

Produkte, die an Industriestandorten 
verwendet werden oder bei der Verwen-

dung kein Mikroplastik freisetzen, sind 
vom Verkaufsverbot ausgenommen, ihre 
Hersteller müssen jedoch Anweisungen 
zur Verwendung und Entsorgung des 
Produkts geben, um Freisetzungen von 
Mikroplastik zu vermeiden.

Nächste Schritte
Die ersten Maßnahmen, z.B. das Verbot 
von losem Glitter und Mikroperlen, wer-
den 20 Tage nach der Veröffentlichung 
der Verordnung im EU-Amtsblatt wirk-
sam. In anderen Fällen wird das Ver-
kaufsverbot nach einem längeren Zeit-
raum in Kraft treten, um den betroffenen 
Interessenträgern Zeit zur Entwicklung 
und Umstellung auf Alternativen zu ge-
ben.

Hintergrund
Im Null-Schadstoff-Aktionsplan hat die 
Kommission das Ziel festgelegt, die Ver-
schmutzung durch Mikroplastik bis zum 
Jahr 2030 um 30 Prozent zu verringern.

Um die Verschmutzung durch Mikro-
plastik zu bekämpfen und gleichzeitig 
der Gefahr einer Fragmentierung des 
Binnenmarkts vorzubeugen, forderte die 
Kommission die Europäische Chemikali-
enagentur (ECHA) auf, das Risiko von Mi-
kroplastik, das Produkten bewusst zuge-
setzt wird, zu bewerten und zu prüfen, ob 
weitere Regulierungsmaßnahmen auf 
EU-Ebene erforderlich sind. Die ECHA 
kam zu dem Schluss, dass Mikroplastik, 
das bestimmten Produkten bewusst zu-
gesetzt wird, unkontrolliert in die Um-
welt gelangt, und empfahl, Beschränkun-
gen für diese Produkte zu erlassen.
Auf der Grundlage der von der ECHA vor-
gelegten wissenschaftlichen Erkenntnis-
se hat die Kommission einen Beschrän-
kungsvorschlag im Rahmen der REACH-
Verordnung ausgearbeitet, dem die EU-
Mitgliedstaaten zugestimmt haben und 
der vor der Annahme erfolgreich der 
Prüfung durch das Europäische Parla-
ment und den Rat unterzogen wurde.

Kontakt:
Johannes Bahrke

johannes.bahrke@ec.europa.eu



12 KURZ GEMELDET

UMWELTBEAUFTRAGTER 31/10

Europäisches ChipsGesetz in Kraft 
getreten
Das europäische Chips-Gesetz ist am 21. 
September 2023 in Kraft getreten. Die 
neuen Regeln sollen die Versorgungssi-
cherheit, die Widerstandsfähigkeit und 
die technologische Führungsrolle der EU 
bei Halbleitertechnologien und -anwen-
dungen gewährleisten. Ziel ist es, den 
derzeitigen Weltmarktanteil der EU bis 
2030 auf 20 Prozent zu verdoppeln.

Halbleiter sind die wesentlichen Bau-
steine von digitalen und digitalisierten 
Produkten. Von Smartphones und Autos 
bis hin zu kritischen Anwendungen und 
Infrastrukturen für das Gesundheitswe-
sen, die Energieversorgung, die Verteidi-
gung, die Kommunikation und die indus-
trielle Automatisierung – Halbleiter sind 
von zentraler Bedeutung für die moder-
ne digitale Wirtschaft. Sie stehen auch im 
Mittelpunkt starker geostrategischer In-
teressen und des globalen technologi-
schen Wettlaufs.

Die drei Säulen des europäische 
Chips-Gesetzes sind:
∎ Initiative „Chips für Europa“: Wissen-

stransfer vom Labor zur Fertigung,
∎ Investitionen in Produktionsanlagen 

für Chiphersteller und ihre Zulieferer,
∎ Koordinierungsmechanismus zwi-

schen den Mitgliedstaaten und der 
Kommission.

Am gleichen Tag trat auch die Verord-
nung über das gemeinsame Chips-Unter-
nehmen Joint Undertaking (JU) in Kraft. 
Damit kann die Umsetzung des wichtigs-
ten Teils der Initiative Chips für Europa 
beginnen. Außerdem wird auch der 
Chips-Fonds seine Tätigkeit aufnehmen. 
Mit dem Inkrafttreten des Chips-Geset-
zes wird auch die Arbeit des neu einge-
richteten Europäischen Halbleiteraus-
schusses formell aufgenommen. Er wird 
die wichtigste Plattform für die Koordi-
nierung zwischen der Kommission, den 
Mitgliedstaaten und den Interessengrup-
pen sein.

Im Rahmen der zweiten Säule wird 
die Industrie die Möglichkeit haben, für 

geplante Erstausstattungen den Status 
einer integrierten Produktionsstätte 
(IPF) oder einer offenen EU-Gießerei 
(OEF) zu beantragen. Dieser Status wird 
es ermöglichen, dass diese Anlagen in 
der Union errichtet und betrieben wer-
den können. Das ermöglicht ein straffe-
res Vorgehen bei Verwaltungsanträgen 
und Genehmigungserteilungen. Dieser 
Status setzt auch voraus, dass diese Anla-
gen Kriterien erfüllen, die ihren Beitrag 
zu den Zielen der EU und ihre Zuverläs-
sigkeit als Chiplieferanten in Krisenzeiten 
gewährleisten.

Verringerung der chemischen 
Verschmutzung in EUGewässern 
Im Einklang mit dem Null-Schadstoff-Ziel 
des europäischen Grünen Deals legte die 
Kommission im Oktober 2022 einen Vor-
schlag zur Überarbeitung der Listen der 
Schadstoffe in Grundwasser und Oberflä-
chengewässern vor, die überwacht und 
kontrolliert werden müssen, um die Süß-
wasserkörper der EU zu schützen. Mit 
den neuen Rechtsvorschriften werden 
die Wasserrahmenrichtlinie, die Grund-
wasserrichtlinie und die Richtlinie über 
Umweltqualitätsnormen (Oberflächen-
wasserrichtlinie) aktualisiert. Am 12. 
September 2023 hat das Europäische 
Parlament seine Position zur Überarbei-
tung dieser Richtlinien angenommen.

Die Abgeordneten wollen, dass die 
EU-Beobachtungslisten - die Stoffe ent-
halten, die ein erhebliches Risiko für die 
menschliche Gesundheit und die Umwelt 
darstellen - regelmäßig aktualisiert wer-
den, um mit neuen wissenschaftlichen 
Erkenntnissen und neuen Chemikalien 
Schritt zu halten. Sie möchten auch, dass 
eine Untergruppe bestimmter PFAS (po-
ly- und perfluorierte Alkylsubstanzen, 
auch als „ewige Chemikalien“ bekannt) 
sowie der Wert „PFAS insgesamt“ (Para-
meter, der die Gesamtheit der PFAS mit 
einer maximalen Konzentration umfasst) 
zu den Listen für Schadstoffe in Grund-
wasser und Oberflächengewässern hin-
zugefügt werden. 

Mehrere andere Stoffe, einschließlich 

Mikroplastik und antimikrobiell resisten-
te Mikroorganismen, sollten ebenfalls zu 
diesen Listen hinzugefügt werden, so-
bald geeignete Überwachungsmethoden 
identifiziert sind. Der angenommene Be-
richt enthält auch strengere Standards 
für mehrere Pestizide (einschließlich Gly-
phosat und Atrazin) und Arzneimittel. 
Zudem sollen sich Hersteller, die Produk-
te verkaufen, die chemische Schadstoffe 
enthalten, an den Überwachungskosten 
beteiligen, eine Tätigkeit, die derzeit nur 
von den Mitgliedstaaten finanziert wird.

Die Abgeordneten nahmen den Be-
richt mit 495 gegen 12 Stimmen an, bei 
124 Enthaltungen.

Sobald auch der Rat seine Position 
festgelegt hat, kann im Trilogverfahren 
die endgültige Fassung der Richtlinien-
texte ausgehandelt werden.

Nachhaltiges Lithium
Auf dem Weg zur Klimaneutralität 
braucht Europa viel Lithium für Batterie-
speicher – es produziert bislang aber nur 
ein Prozent der weltweiten Fördermen-
ge. Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler des Karlsruher Instituts für 
Technologie (KIT) untersuchen deshalb 
Möglichkeiten, Lithium aus geothermi-
schen Quellen zu gewinnen. „Theoretisch 
könnten bestehende Geothermiekraft-
werke im Oberrheingraben und im Nord-
deutschen Becken zwischen zwei und 
zwölf Prozent des jährlichen Lithiumbe-
darfs in Deutschland decken“, sagt Valen-
tin Goldberg vom Institut für Angewand-
te Geowissenschaften (AGW) des KIT, der 
dieses Potenzial gemeinsam mit einem 
Team auf Basis einer umfangreichen Da-
tenanalyse berechnet hat. 

Die Förderung von Lithium aus Ther-
malwässern ist keine herkömmliche 
Form des Bergbaus, weshalb bei der Ana-
lyse auch nicht auf die dabei üblichen 
Methoden zurückgegriffen werden konn-
te. „Das im Wasser gelöste Lithium 
kommt in einem weitverzweigten Netz-
werk aus Klüften und Hohlräumen im 
Gestein vor. Es ist aber nur punktuell 
über einzelne Bohrungen zugänglich“, er-

KURZ GEMELDET
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klärt Dr. Fabian Nitschke vom AGW, der 
ebenfalls an der Forschung beteiligt war. 
„Die Größe des Reservoirs hängt daher 
von der Wassermenge ab, die über die 
Bohrungen hydraulisch erschlossen wer-
den kann.“ Um das Potenzial der Lithium-
produktion zu berechnen, mussten die 
Forschenden berücksichtigen, wie viel 
Wasser gefördert werden kann, welche 
Menge an Lithium dieses Wasser enthält 
und wie viel davon pro Zeiteinheit extra-
hiert werden kann. „Wir nutzen dafür ei-
ne dynamische Transportmodellierung, 
angelehnt an die Untergrundverhältnisse 
des Oberrheingrabens, bei der wir ther-
mische, hydraulische und chemische Pro-
zesse gekoppelt betrachten. Ähnliche 
Modelle sind bereits aus der Öl- und Gas-
industrie bekannt, wurden aber bisher 
noch nicht auf Lithium angewendet“, so 
Nitschke.

Basierend auf den Modellannahmen 
scheint eine kontinuierliche Lithiumförde-
rung über Jahrzehnte möglich. Ein einzi-
ges Kraftwerk im Oberrheingraben könn-
te zusätzlich bis zu drei Prozent des jährli-
chen deutschen Lithiumbedarfs decken.

Originalpublikation: Goldberg, V.; Dashti, 
A.; Egert, R.; Benny, B.; Kohl, T.; Nitschke, F.: 
Challenges and Opportunities for Lithium 
Extraction from Geothermal Systems in 
Germany – Part 3: The Return of the Ext-
raction Brine. Energies, 2023, https://doi.
org/10.3390/en16165899. Weitere Infor-
mationen unter: https://www.kit.edu/kit/
pi_2023_066_nachhaltiges-lithium-fuer-
viele-jahrzehnte.php.

Nationaler Wettbewerb für 
Biodiversität in der Lieferkette
Die ´Biodiversity in Good Company´ Initi-
ative ruft gemeinsam mit der DIHK Ser-
vice GmbH Unternehmen aller Größen 
und Branchen zum Wettbewerb „Die Lie-
ferkette lebt!“ auf.

Laut World Economic Forum sind 50 
Prozent der weltweiten Wirtschaftsleis-
tung durch den Verlust der biologischen 
Vielfalt bedroht. Besonders entlang der 
Lieferketten liegt Potenzial, Biodiversität 

zu bewahren – beim Abbau von Rohstof-
fen und ebenso bei Transport und Verpa-
ckung. Hier setzt der Unternehmenspreis 
„Die Lieferkette lebt. Lieferketten trans-
formieren, biologische Vielfalt integrie-
ren“ an. Mit dem Preis werden deutsch-
landweit Unternehmen ausgezeichnet, 
die sich entlang ihrer Lieferkette für den 
Schutz der biologischen Vielfalt einset-
zen. Besonders gesucht werden Maßnah-
men mit transformativem Charakter: wie 
die Transformation des eigenen Ge-
schäftsmodells oder die Übertragbarkeit 
auf andere Branchen, sowie Innovation 
und Pioniergeist.  

Die Gewinnerunternehmen werden 
wie folgt prämiert:
∎ Öffentlichkeitswirksame Auszeich-

nung durch das BMUV, den Vorstand 
der ‚Biodiversity in Good Company‘ 
Initiative und der DIHK Service GmbH 
am 14. November 2023 in Berlin.

∎ Erstellung eines Gewinnervideos, 
welches für die unternehmenseigene 
Kommunikation genutzt werden darf.

∎ Ein Jahr beitragsfreie Mitgliedschaft 
in der ‚Biodiversity in Good Company‘ 
Initiative (mit einem Wert von je nach 
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∎ Kommunikative Begleitung der Aus-
zeichnung (Pressemitteilungen, Social 
Media, Webseiten).

Mitmachen können Unternehmen aller 
Größen und Branchen, die ihren Sitz oder 
geschäftliche Aktivitäten in Deutschland 
haben. Bewerbungsfrist ist der 30. Sep-
tember 2023. Der Wettbewerb ist Teil 
des Projekts Unternehmen Biologische 
Vielfalt – UBi, welches im Bundespro-
gramm Biologische Vielfalt durch das 
Bundesamt für Naturschutz (BfN) mit 
Mitteln des Bundesministeriums für Um-
welt, Naturschutz, nukleare Sicherheit 
und Verbraucherschutz (BMUV) geför-
dert wird.

Weitere Informationen und Bewerbung: 
www.wettbewerb-die-lieferkette-lebt.de, 
Informationen zu Unternehmen Biologi-
sche Vielfalt – UBi: www.unternehmen-
biologische-vielfalt.de
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Der Fall
Der Kläger, ein anerkannter Naturschutz-
verein, wendet sich gegen die wasserrecht-
liche Bewilligung des Beigeladenen vom 
10. Dezember 2019 zur Entnahme von 
Grundwasser. Der Beigeladene betreibt ein 
Wasserwerk zur Trinkwasserversorgung. 
Hierzu bereitet er Grundwasser auf, das u.a. 
seit 1974 auf Grundlage mehrerer befriste-
ter Wasserrechte gefördert wird. Mit der 
neuen Bewilligung wurde die jährliche Ent-
nahmemenge sowohl gegenüber der zuvor 
bewilligten Entnahmemenge als auch (ge-
ringfügig) gegenüber der tatsächlichen 
Entnahmemenge der letzten Jahre redu-
ziert. Im Einzugsgebiet der Brunnen befin-
den sich mehrere Naturschutz- und Natura 
2000-Gebiete. Der Bewirtschaftungsplan 
2016 – 2021 weist für den durch die Ent-
nahme betroffenen Grundwasserkörper ei-
nen guten mengenmäßigen Zustand aus. 
Der Kläger sah durch die Bewilligung 
grundwasserabhängige Biotope nachteilig 
betroffen; außerdem rügte er das Fehlen ei-
ner UVP-Vollprüfung und einer FFH-Ver-
träglichkeitsprüfung. 

Die Entscheidung
Das VG Düsseldorf wies die Klage ab (Urt. 
v. 14.  Februar 2023 – 17 K 2006/20). Die 
Bewilligung war insbesondere mit den Be-
wirtschaftungszielen für das Grundwasser 
nach § 47 Abs. 1 WHG vereinbar. Nach § 47 
Abs. 1 WHG sind Grundwasserkörper u.a. 
so zu bewirtschaften, dass eine Verschlech-
terung des mengenmäßigen Zustandes 
vermieden und ein guter mengenmäßiger 
Zustand erhalten oder erreicht wird.

Bei der Beurteilung, ob ein Vorhaben in 
Bezug auf den mengenmäßigen Zustand 
eines Grundwasserkörpers gegen das Ver-
schlechterungsverbot verstößt, ist der bei 
Verwirklichung des beantragten Vorha-
bens eintretende Zustand mit dem Ist-Zu-
stand vor dem zu bewilligenden Vorhaben 
zu vergleichen. Schließt die Geltung einer 
Gestattung zeitlich unmittelbar an eine vo-
rangegangene Gestattung an, ist demnach 
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der Zustand des Gewässers bei gleichblei-
bender Benutzung unverändert. Ver-
gleichsmaßstab ist der mengenmäßige 
Zustand unter Berücksichtigung der bis-
herigen Entnahme, nicht der historische 
Zustand vor Beginn der Grundwasserent-
nahme oder ein hypothetischer Zustand 
ohne Grundwasserentnahme. Andernfalls 
würde die Fortsetzung jeder bestehenden 
Entnahme gegen das Verschlechterungs-
verbot verstoßen und bedürfe – entgegen 
der Regel-Ausnahme-Systematik des WHG 
– einer Ausnahme von den Bewirtschaf-
tungszielen. Auch die EU-Wasserrahmen-
richtlinie bezweckt nicht die Wiederher-
stellung eines „natürlichen“ Zustandes oh-
ne anthropogene Veränderungen, son-
dern die Beibehaltung bzw. Verbesserung 
des aktuellen Zustandes.

Entgegen dem Kläger befand sich der 
Grundwasserkörper auch nicht in einem 
schlechten, sondern einem guten men-
genmäßigen Zustand, sodass die Fortset-
zung der Entnahme auch nicht dem Ver-
besserungsgebot widersprach. Für die Zu-
standsbewertung kann grundsätzlich der 
Bewirtschaftungsplan zugrunde gelegt 
werden, der verwaltungsintern grund-
sätzlich Bindungswirkung für die Behör-
den entfaltet. Voraussetzung ist, dass die 
Einstufung den Anforderungen der EU-
Wasserrahmenrichtlinie, des WHG und 
der Grundwasserverordnung entspre-
chend zustande gekommen und fachlich 
vertretbar ist. Diese Anforderungen wa-
ren beim Bewirtschaftungsplan 2016, der 
den mengenmäßigen Zustand als „gut“ 
einstufte, erfüllt. 

Die Behörde durfte auf die Durchfüh-
rung einer FFH-Verträglichkeitsprüfung 
verzichten, denn nach Lage der Dinge be-
stand nicht die ernsthafte Besorgnis nach-
teiliger Auswirkungen auf die Erhaltungs-
ziele der im Einzugsbereich der Brunnen 
gelegenen FFH-Gebiete. Die Erhaltungszie-
le der betroffenen Gebiete sahen den Er-
halt des Zustandes vor. Bei Aufnahme der 
FFH-Gebiete in die Liste der Gebiete von 

Zum Vergleichsmaßstab im Rahmen des wasserrechtlichen  
Verschlechterungsverbots

gemeinschaftlicher Bedeutung war die 
Grundwasserentnahme des Beigeladenen 
bereits vorhanden, die FFH-Lebensraum-
typen wurden in dem durch die förderbe-
dingte Grundwasserabsenkung geprägten, 
vorbelasteten Zustand unter Schutz ge-
stellt. Eine Nutzung, die hinter der bisheri-
gen zurückblieb, konnte die Erhaltungszie-
le der FFH-Gebiete daher nicht gefährden. 
Auch auf die Durchführung einer UVP-Voll-
prüfung durfte die Behörde vor dem Hin-
tergrund der Reduzierung der Fördermen-
ge verzichten. 

Die Bedeutung
Unternehmen, die Grundwasser oder 
Oberflächenwasser entnehmen oder Was-
ser in ein Gewässer einleiten (wollen), 
müssen im Rahmen des wasserrechtli-
chen Gestattungsverfahrens u.a. darlegen, 
dass die Benutzung mit dem Verschlechte-
rungsverbot nach § 27 bzw. § 47 WHG in 
Einklang steht. Eine Kernfrage hierbei ist, 
mit welchem Zustand die Auswirkungen 
des Vorhabens auf das Vorliegen einer 
Verschlechterung abgeglichen werden 
müssen, insbesondere dann, wenn die Ge-
stattung für eine bereits bestehende Be-
nutzung „verlängert“ werden soll. Das VG 
Düsseldorf hat nun mit überzeugender 
Begründung für den mengenmäßigen Zu-
stand des Grundwasserkörpers auf den 
Ist-Zustand mit der bereits bestehenden 
Entnahme abgestellt. In ähnlicher Weise 
hat das BVerwG in einer jüngeren Ent-
scheidung für die Frage nach der Ver-
schlechterung des chemischen Zustandes 
eines Oberflächengewässers den tatsäch-
lich vorhandenen Ist-Zustand betrachtet 
(Urt. v. 9. Februar 2017, 7 A 2.15). 

Die Argumente des VG Düsseldorf und 
des BVerwG lassen sich auf die Bewer-
tung einer Verschlechterung sämtlicher 
Qualitätskomponenten, sowohl im Rah-
men des § 27 WHG als auch des § 47 
WHG, übertragen.

RAin Carolin Sen, LL.M., Düren
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NEUE + GEÄNDERTE VORSCHRIFTEN

geltenden Berichtspflichten für die Zwecke 
des CO2-Grenzausgleichssystems, vom 17. 
August 2023, ABl. L 228 S. 94

Durchführungsverordnung (EU) 2023/1777 
der Kommission zur Einführung einer 
nachträglichen Überwachung der Einfuh-
ren von Kraftstoffethanol aus erneuerba-
ren Quellen durch die Union, vom 14. Sep-
tember 2023, ABl. L 228 S. 247

Delegierte Verordnung (EU) 2023/1640 der 
Kommission über die Methode zur Be-
stimmung des Anteils an Biokraftstoffen 
und Biogas für den Verkehr, der sich aus 
der Verarbeitung von Biomasse in einem 
einzigen Verfahren mit fossilen Kraftstoffen 
ergibt, vom 5. Juni 2023, ABl. L 205 S. 1

Europäische Union
Richtlinie (EU) 2023/1791 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates zur Ener-
gieeffizienz und zur Änderung der Verord-
nung (EU) 2023/955, vom 13. September 
2023, ABl. L 231 S. 1

Verordnung (EU) Nr. 649/2012 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates über die 
Aus- und Einfuhr gefährlicher Chemikalien, 
vom 4. Juli 2012, ABl. L 201 S. 60, zuletzt 
geändert am 16. Juni 2023, ABl. L 210 S. 1

Durchführungsverordnung (EU) 2023/1773 
der Kommission mit Vorschriften über die 
Anwendung der Verordnung (EU) 2023/956 
des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes in Bezug auf die im Übergangszeitraum 

Deutschland
Verordnung über die innerstaatliche und 
grenzüberschreitende Beförderung ge-
fährlicher Güter auf der Straße, mit Eisen-
bahnen und auf Binnengewässern (Gefahr-
gutverordnung Straße, Eisenbahn und Bin-
nenschifffahrt – GGVSEB), vom 18. August 
2023, BGBl. I Nr. 227

Besondere Gebührenverordnung des Bun-
desministeriums für Umwelt, Naturschutz, 
nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz 
für individuell zurechenbare öffentliche 
Leistungen in dessen Zuständigkeitsbe-
reich (Besondere Gebührenverordnung 
BMUV – BMUVBGebV), vom 30. Juni 2021, 
BGBl. I S. 2334, zuletzt geändert am 5. Sep-
tember 2023, BGBl. 2023 I Nr. 247
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06.11.2023, BIELEFELD
Die Verordnung über Anlagen zum 
Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen (AwSV)
TÜV Nord Akademie  0800/8888 020
akademie@tuev-nord.de

07.11. - 08.11.2023, ONLINE
Abfallrecht in der Praxis
Umweltinstitut Offenbach 069/810679
info@umweltinstitut.de

08.11.2023, DORTMUND
Anlagenbezogener Gewässerschutz für 
Praktiker: WHG, AwSV & TRwS
Concada 0228/40072-244
info@concada.de

13.11. - 14.11.2023, NÜRTINGEN
Abfall als Gefahrstoff und Gefahrgut
VDI Wissensforum 0211/6214-201
wissensforum@vdi.de

16.11.2023, STUTTGART
Erzeugnisse in REACH: SVHCStoffe und 
SCIPDatenbank für Anwender
TÜV Nord Akademie 0800/8888 020
akademie@tuev-nord.de

21.11. - 22.11.2023, DÜSSELDORF
Abfallrecht 2024 in der Praxis,  
16. Jahrestagung
Akademie Fresenius  0231/75896-68
bkramer@umweltakademie-fresenius.de

23.11.23, DUISBURG
Praxisumsetzung der TA Luft
(Aufbauseminar)
BEW 02065/770-0 
info@bew.de

TRwS 787 „Abwasseranlagen als 
Auffangvorrichtungen“
Die DWA hat das Arbeitsblatt DWA-A 787 
(TRwS 787) „Technische Regel wasserge-
fährdender Stoffe – Abwasseranlagen als 
Auffangvorrichtungen“ überarbeitet und 
veröffentlicht.

Anlagen zum Umgang mit wasserge-
fährdenden Stoffen müssen für den Scha-
densfall Rückhalteeinrichtungen bereit-
halten. Unter bestimmten Voraussetzun-
gen darf die Rückhaltung auch in der be-
trieblichen Kanalisation vorgenommen 
werden. In der TRwS 787 „Abwasseran-
lagen als Auffangvorrichtungen“ werden 
die Anforderungen an die Teile von Ab-
wasseranlagen konkretisiert, die zur 
Rückhaltung von austretenden wasser-
gefährdenden Stoffen aus LAU- und HBV-
Anlagen im Sinne § 22 Absatz 2 AwSV 
(Verordnung über Anlagen zum Umgang 
mit wassergefährdenden Stoffen) ge-
nutzt werden sollen.

Es werden die Anforderungen an die 
technische Ausführung der betrieblichen 
Kanalisation und der Auffangvorrichtung 
sowie Maßnahmen zur Leckageerken-
nung und Anforderungen an die Fremd- 
und Eigenüberwachung beschrieben.

Gegenüber dem Arbeitsblatt DWA-A 
787 (TRwS 787) (Juli 2009) wurden ins-
besondere folgende Änderungen vorge-
nommen:
∎ inhaltliche Anpassung unter anderem 

in Hinsicht auf die Sachverständigen-
prüfpflicht und die Flüssigkeitsun-
durchlässigkeit der Teile der betriebli-
chen Abwasseranlage, die zur Rück-
haltung genutzt werden, an die AwSV

∎ Regelungen für Abwasseranlagen, die 
beim Erscheinen dieser TRwS recht-
mäßig als Auffangvorrichtung betrie-
ben wurden

∎ Anpassung an rechtliche und techni-
sche Erfahrungen im Rahmen der Ak-
tualitätsprüfung nach Arbeitsblatt 
DWA-A 400:2018.

Das Arbeitsblatt richtet sich insbesonde-
re an Behörden, Betreiber, mit der Pla-
nung befasste Fachleute, Fachbetriebe 

PUBLIKATIONEN + PRODUKTE

TERMINEsowie an Sachverständigenorganisatio-
nen, die im Bereich des Gewässerschut-
zes nach § 62 WHG und der AwSV tätig 
und von dieser Thematik berührt sind. 
Das Arbeitsblatt DWA-A 787 (TRwS 787) 
wurde von der DWA-Arbeitsgruppe IG-
6.11 „Abwasseranlagen als Auffangvor-
richtungen“ im Auftrag des DWA-Haupt-
ausschusses „Industrieabwässer und an-
lagenbezogener Gewässerschutz“ im 
DWA-Fachausschuss IG-6 „Wasserge-
fährdende Stoffe“ erarbeitet.

Mit Erscheinen der TRwS 787 (Sep-
tember 2023) wird das Arbeitsblatt 
DWA-A 787 (TRwS 787) (Juli 2009) zu-
rückgezogen.

Deutsche Vereinigung für Wasserwirt-
schaft, Abwasser und Abfall e.V. (Hrsg.): 
Arbeitsblatt DWA-A 787 (TRwS 787) 
„Technische Regel wassergefährdender 
Stoffe – Abwasseranlagen als Auffangvor-
richtungen“, September 2023, 36 Seiten, 
Ladenpreis: 80,00 Euro, fördernde DWA-
Mitglieder: 64,00 Euro, Kombi E-Book & 
Print: 104,00 Euro, Kombi für fördernde 
DWA-Mitglieder: 83,20 Euro, ISBN 978-3-
96862-642-0, www.dwa.de/shop.

natürlich oekom!
Mit dieser Zeitschrift halten Sie ein echtes Stück Nachhaltigkeit  
in den Händen. Durch Ihren Kauf unterstützen Sie eine Produktion  
mit hohen ökologischen Ansprüchen.

Wir...
• verwenden 100 % Recyclingpapier und mineralölfreie Druckfarben 

• verzichten auf Plastikfolie

• drucken in Deutschland – und sorgen damit für kurze Transportwege

• kompensieren klimaschädigende Emissionen

Weitere Informationen finden Sie unter:  
www.natürlich-oekom.de und #natürlichoekom
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